
DA S T H E M A

N G | F H   7 / 8 | 2 0 0 9 4 3

zu entdecken. Die Anti-Krisen-Interven-
tion wird mit einem permanenten schlech-
ten Gewissen vorgetragen, weil sie dem
markwirtschaftlichen Dogma widerspricht.
Man sieht der Kanzlerin an, dass es sie zwi-
schen der Doktrin und den Erfordernissen
marktwirtschaftlicher Realpolitik zerreißt.

Fortbildung statt Führung

Statt einer Kanzlerin, die führt, erleben wir
eine Kanzlerin, die sich mühsam fortbildet.
Nur zögerlich biegt sie in die Lernkurve
ein, in die die Krise die Gesellschaft längst
getragen hat. Die Ostdeutsche Merkel lässt
die gesamtdeutsche Öffentlichkeit an der
Gemütslage all jener Mitbürger teilhaben,
die 1989 in das neue Deutschland eupho-
risiert und ideologisiert eingezogen sind
und jetzt schon wieder umdenken müssen.
Seit jeher erschien ihre Diskursführung so,
als müsse die Kanzlerin sich selbst und
ihre ostdeutschen Landsleute von den Seg-
nungen der Marktwirtschaft überzeugen.
Die Dynamik der Krise lässt Merkels be-

grenzte Lernprozesse ständig nur als Nach-
bereitung der Ereignisse erscheinen. Ihre
partiellen Einsichten klingen wie verspä-
tete Selbstvergewisserungen, nachdem an-
dere die Vorgaben gemacht haben. All das
wird ohne Fantasie, Kreativität und Über-
zeugungskraft vorgetragen. Keine große
Rede, weder in Wort noch in Schrift.
Nichts was anregt, nichts was anrührt,
nichts was wirklich trägt oder gar inspi-
riert. In Lageanalyse und Politikerklärung
immer wieder analytisches und kommu-
nikatives Mittelmaß sowie Allgemeinplät-
ze wie: »Mehr Freiheit möglich machen
für neue Gerechtigkeit« (Rede vom 30.
November 2005 im Bundestag) Oder: »Ar-
beit für alle – dieser Leitsatz ... das Kern-
stück sozialer Gerechtigkeit« (Rede vom
27. November 2006, Dresdner CDU-Par-
teitag). Es fehlt überhaupt an Esprit so sehr
wie an Spirit. Vor den kommunikativen
Leistungen und der Führungskompetenz
dieser Kanzlerin muss man nicht erstar-
ren. Sie ist – das ist die Quintessenz von
5.000 Seiten – eine allenfalls durchschnitt-
lich begabte Politikerin.

Die Gewerkschaften verstehen sich als An-
walt für Arbeit und soziale Gerechtigkeit.
Mit diesem Selbstverständnis agieren sie
unabhängig, aber nicht unbeeindruckt da-
von, ob gerade Kommunal-, Landtags-,
Bundestags- oder Europawahlen auf dem
Spielplan der Republik stehen.Die Gewerk-
schaften von heute sind nicht der Arm ei-
ner Partei in der Arbeitswelt, sondern wol-
len als eigenständige politische Akteure
wahrgenommen werden. Sie sind zwar
strikt parteipolitisch unabhängig, aber nicht
politisch indifferent. Als politische Akteure
agieren sie mit Zielsetzungen, die oft gegen
Regierungs- und Oppositionsparteien be-

hauptet werden (müssen). Als Stimme für
Arbeit und soziale Gerechtigkeit mischen
sie sich ein. Sie sind aber keine Korrek-
turinstanz falscher Regierungspolitik und
auch nicht Ausputzer für unzulängliche
parlamentarische Oppositionsarbeit.
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Teil zivilgesellschaftlicher
Machtkontrolle

Anders als Parteien verfolgen die Gewerk-
schaften keine politischen Machterwerbs-
ziele. Sie sind vielmehr Teil zivilgesell-
schaftlicher Machtkontrolle und damit Teil
eines Netzwerkes einer breiten gesell-
schaftlichen Reformbewegung, die sich für
Werte wie Demokratie, Freiheit, Gerech-
tigkeit, Solidarität und Toleranz engagiert.
Gewerkschaften als eigenständige politi-
sche Akteure nutzen selbstverständlich –
wie alle anderen politischen Akteure klu-
gerweise auch – das für politische Debat-
ten besonders aufnahmebereite Klima zu
Wahlzeiten, um ihre eigenen Botschaften
zu präsentieren, Forderungen an die Par-
teien zu artikulieren und um mehr politi-
sche Unterstützung für die eigenen Stand-
punkte zu werben.

Alle Parteien beziehen sich in ihren
Wahlaussagen direkt oder indirekt auf die
Arbeits- und Lebensbedingungen der ab-
hängig beschäftigten Menschen. Die Ge-
werkschaften als einzige zivilgesellschaft-
lichen Akteure mit fester Verankerung in
der Arbeitswelt haben deshalb nicht nur ein
gutes Recht, diese Aussagen öffentlich zu
bewerten und sie mit eigenen Erwartungen
zu kontrastieren. Sie sehen auch eine Ver-
pflichtung gegenüber den eigenen Mitglie-
dern und gegenüber der demokratischen
Öffentlichkeit, auf die voraussehbaren
Konsequenzen parteipolitischer Vorhaben
kontinuierlich aufmerksam zu machen.

Die Gewerkschaften sind Interessen-
vertretung der abhängig Beschäftigten,
nicht ihr politischer Vormund. Deshalb
verbietet es sich von selbst, den Mitglie-
dern irgendwie empfehlen zu wollen, wen
sie lieber nicht oder besser doch wählen
sollten. Zu Recht können alle Gewerk-
schaftsmitglieder darauf vertrauen, dass
sie nicht nur sporadisch – deshalb also
selbstverständlich auch zu Wahlzeiten –
politisch relevante Informationen und Be-
wertungen sowie Einschätzungen zum po-

litischen Handeln und Wollen der Partei
zur Verfügung gestellt bekommen. Die
Information über alle Dimensionen von
Politik, die das Leben und Arbeiten be-
stimmt, ist selbstverständlicher Teil der ge-
werkschaftlichen Alltagsarbeit und nicht
abhängig davon, ob die nächsten Wahlen
vor der Tür stehen. Dabei nutzen Gewerk-
schaften alle Formen moderner Kommu-
nikation. Sie suchen das Gespräch mit den
Parteien. Sie bieten ihre Mithilfe bei der
Erarbeitung von Wahlprogrammen an. Sie
begleiten die Politik von Regierung und
Parteien mit eigenen Bewertungen.

Jede Wahlentscheidung, zumal eine
Bundestagswahl, konstituiert neue Rah-
menbedingungen für die Arbeit von Ge-
werkschaften als Anwalt für Arbeit und so-
ziale Gerechtigkeit. Wenn die Gewerk-
schaften durch öffentliche Positionierun-
gen gerade zu Wahlzeiten eine meinungs-
bildende Kraft entwickeln, ist das im Rah-
men ihrer Zuständigkeit für die Sorgen der
Menschen ausdrücklich intendiert und
wird nicht bloß verschämt in Kauf genom-
men. Kein verantwortungsvoller Gewerk-
schafter würde sich auf die Position zu-
rückziehen, es sei unerheblich für seine
Arbeit, welche Partei mehr Mandate hat als
die andere. Gleichwohl können sich die
Gewerkschaften nicht aussuchen, wer ihr
Gesprächspartner in der Regierung ist oder
wird. Auch auf der Arbeitsebene der Be-
triebs- und Tarifpolitik wünschen sie sich
oftmals einsichtsfähigere Verhandlungs-
partner, doch müssen sie mit den vorhan-
denen nach Ergebnissen suchen, gerne im
Konsens, aber Gewerkschaften können es
auch im Konflikt. Das ist in den politischen
Auseinandersetzungen nicht anders.

Suggestives Fragen oder vermeintlich
geschicktes Nachbohren von Journalisten
hat mitunter den öffentlichen Eindruck ver-
mittelt, die Gewerkschaften wollten situativ
und nicht schon prinzipiell auf eine Wahl-
empfehlung verzichten. Doch gewerkschaft-
liche Positionierungen zu Wahlzeiten ste-
hen nicht unter Opportunitätskalkülen.
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Gewerkschaften äußern sich zu den drän-
genden, all zu oft auch vernachlässigten
Fragen in einer Wahlauseinandersetzung
prinzipiell und nicht taktisch-situativ. Na-
türlich haben Gewerkschaftsmitglieder,
haupt- und ehrenamtliche Funktionäre
wie alle Staatsbürger, das Recht, sich in de-
mokratischen Parteien zu engagieren und
auch zu ihrer Wahl aufzurufen. Es bleibt
dabei aber eine Selbstverständlichkeit,
zwischen einheitsgewerkschaftlicher Aus-
richtung der Gewerkschaftsarbeit und dem
privaten politischen Engagement zu diffe-
renzieren.

Werben für einen
starken Staat

Was die inhaltliche Positionierung zur
Bundestagswahlzeit angeht, diktieren Al-
terserfahrung und die Herausforderung
durch die Wirtschafts- und Finanzkrise die

aktuellen Forderungen an alle Parteien.
Demoskopisch feststellbare Wählermehr-
heiten sind z.B. für den gesetzlichen Min-
destlohn, für flexible Altersübergänge, statt
für eine starre Rente mit 67. Ebenso gibt es
solche Meinungsmehrheiten für den sozia-
len Ausgleich, gegen Selbstbedienermenta-
lität in den Unternehmen, für mehr Inves-
tition in Bildung, für eine Bürgerversiche-
rung und für einen Staat, der den Rahmen
setzt, damit die freien Marktwirtschaften
in soziale Verantwortung gezwungen wer-
den können. Nicht zuletzt werben die Ge-
werkschaften um mehr Mitbestimmung.
Auf diesem Weg wollen sie erreichen, dass
sich die Unternehmen auf das Allgemein-
wohl und auf Zukunfts- und Beschäfti-
gungssicherung ausrichten. Die Gewerk-
schaften waren schon vor Ausbruch der
Krise für nationale, europäische und welt-
weite Regulierungen von Finanzmärkten
und Finanzprodukten. Jetzt ist ein Zeit-
fenster offen, um z.B. die Vereinbarung
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vom G20-Gipfel in London in nationaler
Verantwortung zu realisieren. Die Gewerk-
schaften werben gerade jetzt für einen star-
ken Staat, der Regeln setzt und seine Auf-
gaben der Daseinsvorsorge ernst nimmt.
Nach wie vor steht ganz oben auf der Ta-
gesordnung eine gerechte Vermögens- und
Einkommensverteilung und ein Sozial-
staat, der Solidarität organisiert und allen
hilft, die sich nicht mehr selber helfen kön-
nen. Der Sozialstaat leistet auf diese Weise
mehr als er kostet.

Wo Gewerkschaften direkte Zuständig-
keit haben, bei der Gestaltung von Arbeits-
bedingungen über Betriebspolitik und Ta-
rifpolitik, bestehen die besten Aussichten,
das Meinungsklima zu prägen und zu ver-
ändern. Das schließt alle Themen der so-

zialen Gerechtigkeit ein. Dazu zählen die
Themen gerechter Lohn (gesetzlicher Min-
destlohn), gesicherter Ruhestand ohne dro-
hende Altersarmut sowie familiengerechte
Arbeitsbedingungen. Und schließlich zäh-
len zum Arsenal der Gewerkschaftsanlie-
gen in diesen Wahlzeiten alle Parteinah-
men für ein Bildungssystem, bei dem die
soziale Herkunft kein Selektionskriterium
mehr ist.

Sicher ist: Die Gewerkschaften mischen
sich ein, weil es um die Richtungsentschei-
dungen der Politik geht und weil das nicht
nur ihr Recht, sondern auch ihre Pflicht ist.
Parteien, die mehrheitsfähig bleiben oder
werden wollen, sollten die gewerkschaft-
lichen Erfahrungen nicht ignorieren und
ihre Forderungen sorgsam prüfen.

Es ist nicht einfach, im Jahr 2009 noch
Volkspartei zu sein. Das gilt auch für die
CDU. Ihre frühere Spannbreite als Partei
der Konservativen, Sozialkatholiken und
Wirtschaftsliberalen jedenfalls hat sich arg
verengt. Konservativ, wie Sozialdemokra-
ten ihre Gegner von der CDU immer noch
gern in polemischer Absicht bezeichnen,

Franz Walter

Was an der Union noch konservativ ist

Auch wenn sich CDU und CSU am Abend der Europawahlen noch als Sieger
sahen, unverkennbar ist, dass sich seit den 90er Jahren in der klassischen Partei
des Konservatismus ein Erosionsprozess ereignet hat. Sie hat sich zunehmend
säkularisiert und von Traditionen gelöst. Der dadurch aufreißende Graben zwi-
schen den Teilmilieus wurde auch von der Kanzlerin nicht überbrückt.

sind Christdemokraten zumindest nicht
mehr, wollen es mittlerweile auch nicht
mehr sein. Denn schließlich: Als politische
Weltanschauung hatte und hat der Konser-
vatismus in modernen Mediengesellschaf-
ten einen schweren Stand. Im Unterschied
zu den meisten anderen politischen Ideo-
logien verfügte der Konservatismus nie
über illuminierende Bilder von Zukunft.
Konservative konnten nicht fröhlich auf
der Panflöte der Menschheitsbeglückung
spielen, durften keine Sirenengesänge der
Emanzipation anstimmen, hatten nicht
glänzenden Auges unbefangen dem Fort-
schritt zuzujubeln. Für Konservative galt
eine politische Haltung, die allen Wunsch-
bildern, Träumen, Utopien vom Anders-
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